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Standesinitiative betreffend Massnahmen für eine Vollassoziierung der Schweiz am For-
schungsprogramm Horizon Europe

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt hat an seiner Sitzung vom 17. November 2021, gestützt
auf Art. 160 Abs. 1 der Bundesverfassung vom 1 8. April 1999 (BV; SR 101), den Beschluss ge-
fasst, die folgende Standesinitiative einzureichen:

«Das Bundesparlament und der Bundesrat werden gebeten, die notwendigen Schritte zu unterneh-
men, damit die Schweiz weiterhin am EU-Forschungsprogramm Horizon Europe beteiligt sein kann.»

Begründung:

Die EU hat kommuniziert, dass 18 Drittstaaten ohne Abkommen am EU-Forschungsprogramm Hori-
zon Europe teilnehmen können - nicht aber die Schweiz. Diese stossende Diskriminierung der
Schweiz darf nicht hingenommen werden. Selbst die europäischen Forschungspartner haben in der
Zwischenzeit reagiert: Rund 20 europäische Forschungsorganisationen und -netzwerke fordern nach
dem gescheiterten Rahmenabkommen die Teilnahme der Schweiz am EU-Forschungsprogramm
Horizon Europe.

ßase/ a/s einer der wichtigsten Forschungs-Standorte der Schweiz mit der Universität Basel, dem
Siv/ss Tropical and Public Health Institute, dem ETH-Department of Biosystems Science and Engi-
neering, der Fachhochschule Nordwestschweiz, dem Friedrich Miescher Institut pflegt seit langer Zeit
intensive Zusammenarbeiten mit europäischen Hochschulen. Diese Forschungskooperationen sind
für Basel vital.

Der Ausschluss der Schweiz vom Forschungsprogramm Horizon verhindert Mobilität, Kooperation
und Wissenstransfer und schliesst einerseits die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie

die Studierenden vom europäischen Bildungsmarkt aus und schwächt andererseits die Anziehungs-
kraft und Bedeutung der Schweizer Hochschulen und Forschungsinstitute.

In der Schweiz stellt das Europäische Forschungs- und Innovationsrahmenprogramm - nach dem
Schweizerischen Nationalfonds - die zweitwichtigste öffentliche Förderquelle und die wichtigste
für kleinere und mittlere Unternehmen (KMU) dar. Es verbindet die besten Forschenden aus
Hochschulen, Industrie und KMUs in allen Disziplinen und über die Landesgrenzen hinweg. Die
integrale Beteiligung der Schweiz an Horizon Europe ist darum für die Schweizer Hochschulen
und Firmen sowohl in ihrer nationalen als auch internationalen Zusammenarbeit von eminenter
Bedeutung.
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Selbst wenn die direkten finanziellen Folgen eines Ausschlusses der Schweiz aus Horizon Euro-
pe mit einem nationalen Ersatz-Programm abgefedert werden können, ist es für unsere Hoch-
schulen sowie für unsere forschungs- und technologieorientierten Unternehmen entscheidend,
sich im europaweiten Wettbewerb beweisen zu können. Darüber hinaus ist die Schweiz ohne
Assoziierung von den strategischen Entscheiden bezüglich den Programmschwerpunkten ausge-
schlössen und kann die Themenwahl mit Blick auf den Nutzen für die Schweizer Forschung und
Wirtschaft nicht mehr mitbestimmen. Der Regierungsrat und der Grosse Rat befürchten daher
erhebliche negative Folgen für die Innovationskraft der Schweiz.

Wir danken Ihnen für die Entgegennahme der Standesinitiative.

Freundliche Grüsse
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

"^^s^
Beat Jans
Regierungspräsident

^ l/lWifV^
Barbara Schüpbach-Guggenbühl
Staatsschreiberin

Kopie an:
Parlamentsdienst des Grossen Rates des Kantons Basel-Stadt
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